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Qualen nach Wahlen

D ie Fr�hjahrssaison der Landtagswahlen im Vorjahr der Bundestags-

wahl 2008 ist abgeschlossen. Theoretisch k�nnte der politische

Handlungsspielraum der Großen Koalition jetzt wieder gr�ßer geworden

sein. Allerdings wird das Zeitfenster f�r Gesetze, die noch 2008 fertig wer-

den sollen, immer enger. Große Kraftakte stehen der Koalition bevor, will

sie die offenen gesundheitspolitischen Vorhaben verwirklichen. Pflegever-

sicherungsgesetz, Krankenhausfinanzierung/ordnungspolitischer Rah-

men, Begleitgesetzgebung f�r den Start des Gesundheitsfonds und Ge-

b�hrenordnungen f�r Zahn�rzte/�rzte sind jedes f�r sich genommen

schwierige Projekte. Aus Sicht der Krankenh�user am vordringlichsten

w�re ein Gesetz, das aus der Finanzierungsnotlage hilft. Weitere Fakten

und Nachweise sollte es nicht brauchen. Die Reaktionen auf das RWI-Gut-

achten unterstreichen eine breite Anerkennung der N�te der Krankenh�u-

ser und ihrer Besch�ftigten sowie den politischen Handlungsbedarf. Ge-

sichtsverlust braucht die Koalition nicht zu f�rchten, wenn sie reagiert.

Das WSG war erfolgreich. Die Ortskrankenkassen meldeten bereits den

vorzeitigen Abschluss der Konsolidierung. Die Ausgabenbilanz der Kran-

kenkassen f�r 2007 zeigt, dass die niedrigen Krankenhausausgaben dazu

maßgeblich beigetragen haben. Sp�testens jetzt muss die Sanierungsab-

gabe gestoppt werden. Die Tarifparteien brauchen ein Signal aus der Poli-

tik, das beiden Seiten – den Krankenhaustr�gern und den Besch�ftigten –

eine Chance zu einem fairen Abschluss gibt. Ein Tarifabschluss, der im

Umfang von mehr als 1 Mrd. E ungedeckte Kosten in die Krankenh�user

presst, w�rde Rationalisierungsdruck von un�berschaubarem Ausmaß

schaffen und Angst machen.

Mit einem „technischen Rohling“ hat das BMG das Gesetzgebungsver-

fahren f�r den ordnungspolitischen Rahmen in der Fach�ffentlichkeit ge-

startet. Die wesentlichen inhaltlichen Punkte sind das planm�ßige Auslau-

fen der Konvergenzphase Ende 2008 und der Obergrenze f�r die Budgetan-

passungen 2009. Der Entwurf enth�lt auch Hinweise f�r die geplanten

einheitlichen Verg�tungstagespauschalen in der Psychiatrie. Alle anderen

Punkte von politischem Gewicht sind offensichtlich noch nicht spruchreif

bzw. nicht gen�gend koalitionspolitisch abgekl�rt. Mehr und mehr zeich-

net sich ab, dass Rabattwettbewerb bei elektiven Krankenhausleistungen

auf breite Ablehnung st�ßt. Die Krankenh�user sind zu Vertr�gen mit ein-

zelnen oder allen Kassen �ber mehr Freir�ume bei der Erbringung von

Leistungen f�r die Patienten offen. Die Grundidee der Integrationsvertr�ge

ist positiv. Das Handlungsspektrum sollte erweitert, die Bedingungsdichte

abgebaut und die Finanzierungsabgabe abgeschafft werden. Sinnvoll w�re

es, Krankenh�user und Krankenkassen alleine entscheiden zu lassen, ob

sie bestimmte Behandlungen vollstation�r, teilstation�r oder ambulant er-

bringen und wie sie dies verg�ten wollen. Das w�re konstruktiver Vertrags-

wettbewerb mit Impulsen f�r die Weiterentwicklung der medizinischen

Versorgung und vor allem eine inhaltliche Alternative zu zweifelhaften Ra-

battvertr�gen, die �ber Preisdumping zu Qualit�tseinbußen f�hren.

Es bleibt abzuwarten, ob nach den Wahlen in Hamburg ein umfassen-

des ordnungspolitisches Gesetzgebungsverfahren gestartet wird. Denn

schon im Herbst sind die Landtagswahlen in Bayern. Dass ausgerechnet

im bayerischen Wahljahr die Zentralisierung der gesetzlichen Krankenver-

sicherung umgesetzt werden soll, ist ohnehin schon mehr als ambitioniert.

Im ordnungspolitischen Konzept der Bundeskanzlerin hat der Einheitsbei-

trag jedenfalls seinen festen Platz. Je deutlicher die Konturen des noch ge-

setzlich zu verankernden Feininstrumentariums der Morbidit�tsaus-

gleichsfaktoren und der Insolvenzregelungen f�r Krankenkassen werden,

umso klarer wird die Gr�ße der Problematik. F�r die station�re Medizin

verheißt der Fonds nichts Gutes. Regional unterschiedliche Verg�tungen

wie die Landesbasisfallwerte finden im k�nftigen Finanzausgleich der Kas-

sen und im Einheitsbeitrag keine Ber�cksichtigung. Wird das erforderliche

Geldvolumen zur Finanzierung von unabwendbaren Kostensteigerungen

nicht von der Zentralregierung in den j�hrlich festzulegenden Beitragssatz

gegeben, fehlt es f�r alle Zeiten und verst�rkt den Druck auf die Verg�tun-

gen. Der stark limitierte Zusatzbeitrag, auf den die Krankenkassen auswei-

chen sollen, wird bei den regionalen Krankenkassen in L�ndern mit

h�heren Landesbasisfallwerten schnell ausgesch�pft sein. Wenn sich der

Gesetzgeber mit Beitragserh�hungen nicht flexibel zeigt, wird die Unter-

finanzierung zum System.

Angesichts des fundamentalen Systemwechsels und angesichts der ab-

solut unklaren Auswirkungen der anstehenden Verg�tungsreform bei den

niedergelassen �rzten und der noch nicht abgeschlossenen Konvergenz

der Krankenhausfinanzierungsreform w�re die Aussetzung des Fondskon-

zeptes in dieser Legislaturperiode keine Schande und auch kein Gesichts-

verlust. Es w�re ein glaubw�rdiger Beitrag f�r eine evidenzbasierte und

sorgf�ltig Folgen absch�tzende Gesundheitspolitik.
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